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Abkiirzungsverzeichnis

EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

EFD Eidgendssisches Finanzdepartement

UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

VBS gidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und

por

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

ETH Eidgendssische Technische Hochschule

WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Standerates

WBK-SR Kommission fir Wissenschaft, Bildung und Kultur des Stédnderats

GPK-SR Geschaftspriufungskommission des Standerates

APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

PSI Paul Scherrer Institut

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

EDA Eidgendssisches Departement flr auswartige Angelegenheiten

WBF Eidgendssisches Departement fur Wirtschaft, Bildung und Forschung

IFC Internationale Finanz-Corporation

IBRD Internationale Bank fur Wiederaufbau und Entwicklung

BK Bundeskanzlei

AfDB Afrikanische Entwicklungsbank

WBG Weltbankgruppe

1ZA Internationale Zusammenarbeit

BNE Bildung fur nachhaltige Entwicklung

DFJP Département fédéral de justice et police

DFF Département fédéral des finances

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats

EPF Ecole polytechnique fédérale

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats

CSEC-CE Etortnmission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des

ats

CDG-CE Commission de gestion du Conseil des Etats

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

DFI Département fédéral de l'intérieur

PSI Institut Paul Scherrer

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national

DFAE Département fédéral des affaires étrangéres

DEFR Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche

SFI Société financiere internationale

BIRD Banque internationale pour la reconstruction et le développement

ChF Chancellerie fédérale

BAD Banque Africaine de Développement

GBM Groupe de la Banque mondiale

Ci coopération internationale

EDD Education en vue d'un développement durable
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 17.06.2021
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Regierungspolitik

Nicht wie im Vorjahr erst in der Herbstsession, sondern wie gewohnt in der
Sommersession nahmen National- und Standerat Kenntnis vom Geschaftsbericht 2020
des Bundesrates. In diesem Bericht legt die Regierung jahrweise einen Soll-Ist-
Vergleich zwischen Legislaturplanung, Jahreszielen und im entsprechenden Jahr
erledigten oder angegangenen Geschéaften vor. Covid-19 war nicht nur schuld an der
Verschiebung der Beratung im Jahr 2020, sondern auch weiterhin zentraler
Gegenstand im Bericht und der parlamentarischen Beratung dariber. So bot der
Bundesrat in einem eigenen Kapitel des Berichts eine Ubersicht (iber die Entwicklungen
der Pandemie und Uber alle rund 250 im Jahr 2020 dazu geféllten
Bundesratsbeschlisse. Er leitete den Bericht zudem mit dem Hinweis ein, dass
zahlreiche Projekte wegen der Coronapandemie nicht so weit gediehen seien, wie
geplant.

Im Sténderat erorterte Maya Graf (gp, BL) den Bericht fir die GPK-SR. Das Management
der Covid-19-Krise ziehe sich wie ein roter Faden durch den Bericht. Sie erinnere
zudem daran, dass eine von der GPK einberaumte Inspektion zur Bewaltigung der
Pandemie am Laufen sei. Die GPK wirden den Bericht und die Anhoérungen der
Departementsvorsteherinnen und -vorsteher jeweils mit Querschnittthemen versehen.
Beim ersten Querschnittthema «Krisenmanagementstrukturen» habe sich die GPK
informiert, ob solche Strukturen in Normalzeiten geplant gewesen seien, jetzt
eingesetzt wirden und wie gut dies funktioniere. Beim Thema «Cybersicherheit» habe
sich die GPK zur IT-Sicherheit in den Departementen erkundigt und dazu, wo es
diesbezlglich Verbesserungen brauche. Im Anschluss an die Ausfihrungen der GPK-
Prasidentin ergriffen die Prasidenten der verschiedenen Subkommissionen das Wort,
die basierend auf dem Geschéaftsbericht jeweils zwei Departemente sowie die
Bundeskanzlei genauer unter die Lupe genommen hatten.

Charles Juillard (mitte, JU) berichtete Uber das VBS und das EDA. Hier hob der Sprecher
den Aktionsplan fur die Cyberverteidigung hervor, bei dem praktisch alle Ziele erreicht
worden seien. Hinsichtlich Nachhaltigkeit und Klimaschutz habe das VBS, das
insbesondere aufgrund der Luftwaffenflotte und der schweren Militarfahrzeuge jahrlich
Emissionen von 200'000 Tonnen CO2 verursache, verschiedene Massnahmen ergriffen,
um das 40-Prozent-Reduktionsziel bis 2030 zu erreichen. Im Rahmen des Programms
«Natur, Landschaft und Armee> leiste das VBS zudem einen Beitrag zur Erhaltung der
Biodiversitat. Beim EDA sei der Umgang mit der Pandemie genauer gepruft worden. Die
GPK verfolge in diesem Departement zudem die Entwicklung bezlglich der
Personalsituation.

Daniel Féassler (mitte, Al) erorterte die Berichtsteile, die dem EJPD und der BK
zugeordnet waren. Er hob hier den Informationsaustausch bei der Polizeiarbeit hervor.
Dieser funktioniere national und international noch nicht, wie er sollte. Insbesondere
die Méglichkeiten der Digitalisierung wirden zu wenig gut eingesetzt. International solle
dem mit verschiedenen Abkommen begegnet werden. National stosse man aber
«offenkundig an Grenzen des Féderalismus», deren Aufhebung man im EJPD aber in
Angriff nehmen wolle, damit alle kantonalen Polizeikorps Zugriff auf alle verschiedenen
kantonalen Datenbanken erhielten, um Kriminalitat effizienter bekdmpfen zu kénnen.
Im Gespréach mit dem Bundeskanzler Walter Thurnherr sei es insbesondere um die
Digitalisierung in der Bundesverwaltung gegangen. Ab 1. Januar 2021 werde das
Informatiksteuerorgan des Bundes aufgelést und dessen Aufgaben - insbesondere
Koordination und Unterstiutzung bei der Umsetzung der Digitalisierung - von einer
neuen Verwaltungseinheit innerhalb der BK Gbernommen. Dies sei eine grosse Aufgabe,
bei der man erst am Anfang stehe. Darlber hinaus werde man sich hier auch dem
Problem der Fremdbestimmung durch machtige IT-Unternehmen stellen mussen.
Matthias Michel (fdp, ZG) nahm das EFD und das WBF genauer unter die Lupe. Auch hier
sei Digitalisierung ein zentraler Punkt. Es sei zwar erfreulich, dass 2021 «nicht weniger
als 13 Massnahmen» umgesetzt worden seien, um das Ziel 2 der Legislaturplanung - die
effiziente und maoglichst digitale Erbringung der staatlichen Leistungen - zu erreichen.
Im aktuellen Bericht sei aber nur «ein einziges - ein einziges! - quantifizierbares Ziel»,
also nur ein Indikator angegeben; die Entwicklung im Bereich der Digitalisierung musse
adaquater gemessen werden. «Etwas mehr Substanz in der Berichterstattung»
winschte sich der Kommissionssprecher auch im Bereich der Berufsbildung, auch
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wenn dies eine Verbundaufgabe mit den Kantonen darstelle.

Marco Chiesa (svp, Tl) berichtete schliesslich zu den Berichtsteilen des EDI und des
UVEK. Beim EDI seien in den Gesprachen vor allem die Massnahmen gegen die Covid-
Pandemie Gegenstand gewesen. Alain Berset habe erklart, dass sich der Bundesrat
darauf konzentriert habe, die Auswirkungen der Krise auf die Bevolkerung und die
Wirtschaft moglichst zu begrenzen. Das begrenzte Wissen und die unvollsténdigen
Informationen hatten immer wieder Anpassungen bedingt. Eine wichtige Massnahme
seien deshalb auch die Tests gewesen, bei denen sehr rasch eine funktionierende
Infrastruktur habe aufgebaut werden kénnen. Als schwierig habe sich die Entwicklung
einer Impfstrategie entpuppt, weil der Verlauf der Pandemie nicht vorhersehbar
gewesen sei. Die Schweiz sei aber mittlerweile eines der wenigen Lander, das mRNA-
Impfstoffe fur die ganze Bevdlkerung anbieten kénne. Zum UVEK &usserte sich Chiesa
nicht.

Am Schluss der Ratsdebatte meldete sich Bundesprasident Guy Parmelin zu Wort. Der
Bundesrat sei - obwohl zahlreiche geplante Massnahmen wegen Covid-19 nicht hatten
umgesetzt werden kdénnen - zufrieden mit der Zielerreichung. Wirden normalerweise
rund 40 Bundesratssitzungen in einem Jahr stattfinden, seien es im Jahr 2020 mehr als
60 gewesen. Zudem seien wesentlich mehr Vorstdsse eingereicht worden als in
friheren Jahren, was die enorme Arbeitsbelastung fir den Bundesrat noch weiter
erhoht habe. Die Regierungsarbeit sei aber nur moglich, «parce que de nombreux
employés de la Confédération ne regardaient ni leur montre ni le jour de la semaine».
Daflr sei der Bundesrat sehr dankbar. Auch Parmelin ging auf ein paar Punkte des
Berichts ein, darunter die beschlossenen Massnahmen zur Abfederung der
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie, die Verabschiedung der BFI-Botschaft, den
Bericht zur Finanzierung des Betriebs und Substanzerhalts der Bahninfrastruktur, das
«dossier éléphantesque» zu den Verordnungsanderungen im Rahmen des revidierten
Krankenversicherungsgesetzes und darin die Planung des Bedarfs an Arztinnen und
Arzten oder die bundesratliche Position zur Europapolitik. In der Folge nahm der
Sténderat den Bundesbeschluss Uber den Geschaftsbericht des Bundesrates fur das
Jahr 2020 stillschweigend an.

Dies tat gleichentags auch der Nationalrat, wo Erich von Siebenthal (svp, BE), Thomas
de Courten (svp, BL), Yvonne Feri (sp, AG) und Nicolo Paganini (mitte, SG) die
Berichterstattung Ubernahmen. Grésstenteils nahmen sie die gleichen Punkte auf wie in
der kleinen Kammer.

Eine Ausnahme stellte der Bericht von Thomas de Courten dar, der auf das UVEK
einging: Der Bundesrat habe im Berichtjahr die wichtigen Ausbauschritte fur den
Strassen- und Schienenverkehr geplant und werde hier dem Parlament, das darlber zu
entscheiden habe, bald einen Bericht vorlegen. Darlber hinaus erwahnte der
Kommissionssprecher die «etwas chaotische» Situation in der Covid-Task-Force
Anfang Jahr, was sich mit dem Einbezug der Wissenschaft in eine Science Task Force
verbessert habe.

Nicolo Paganini erwdhnte zudem die IZA-Strategie, mit der die Bereiche der
humanitaren Hilfe und der Entwicklungszusammenarbeit enger zusammengefasst
wlrden. Auch das «drastische Raumungskonzept» in Mitholz fand Erwéhnung im
Bericht von Paganini.

Auch im Nationalrat hob schliesslich Bundesprasident Guy Parmelin die wichtigsten
Punkte des Berichts hervor - auch dieses Votum unterschied sich kaum von jenem im
Standerat - und auch die grosse Kammer stimmte dem Bundesbeschluss diskussionslos
zu und nahm den Bericht zur Kenntnis. '

Aussenpolitik
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Entwicklungspolitik

Im Februar 2020 publizierte der Bundesrat seine Botschaft zu den Kapitalerh6hungen
der Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank. Darin fiihrte er aus,
dass sowohl der Entwicklungsausschuss der Weltbankgruppe (WBG) wie auch die
Afrikanische Entwicklungsbank (AfDB) eine Kapitalerhdhung der
Finanzierungsleistungen bis 2030 beschlossen hatten. Im Fall der Weltbankgruppe
verteilen sich die Erhéhungen auf zwei Teilorganisationen, namentlich die IFC und die
IBRD. Insgesamt beliefen sich die Kreditbeschliusse auf CHF 2.7592 Mrd., an denen sich
die Schweiz als Mitglied zu beteiligen habe. De facto wurde die Schweiz fur USD 197.7
Mio. Aktien der IBRD und der IFC sowie fur weitere USD 99.7 Mio. Aktien der AfDB
kaufen. Der restliche Betrag setze sich aus Garantiekapital fir die IBRD (USD 649 Mio.)
und die AfDB (USD 1562 Mio.) zusammen. Dieses Garantiekapital wurde in der
Vergangenheit noch nie von einer multilateralen Entwicklungsbank eingefordert und
dient ausschliesslich der Verbesserung des Bonitatsratings. Zudem beantragte der
Bundesrat die Genehmigung der Anderung des Abkommens Uber die IFC: Die
qualifizierte Mehrheitsanforderung far Zustimmungen zZu zukUnftigen
Kapitalerhéhungen der IFC soll von 80 Prozent auf 85 Prozent angehoben werden.

Der Standerat behandelte die Kapitalerhéhungen in der Sommersession 2020, nachdem
die APK-SR die Beteiligung an den Kapitalerhdhungen und die Anderung des IFC-
Abkommens mit grosser Mehrheit zur Annahme empfohlen hatte, was
Kommissionssprecher Damian Muller (fdp, LU) im Rat hervorhob. Zu diskutieren gaben
jedoch zwei Minderheitsantrage, welche bereits in der Kommission gescheitert waren.
Eine Minderheit Sommaruga (sp, GE) verlangte, dass die Schweiz in den
Entscheidungsgremien der Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank
eine konsequente Null-Toleranz-Politik gegen Korruption fuhren und sich fur die
Menschenrechte einsetzen musste. Sommaruga wies darauf hin, dass auch
industrialisierte Staaten wie die Schweiz von den Investitionen der Weltbankgruppe
profitierten. Ein oft verwendetes Instrument seien 6ffentlich-private Partnerschaften
mit  Beteiligung  multinationaler ~ Konzerne, welche der  Korruption in
Entwicklungsldndern Vorschub leisteten. Matthias Michel (fdp, ZG) empfand die
Forderung der Minderheit bei einer Krediterhéhung als fehl am Platz. Er teile zwar
diese Grundwerte, doch es sei selektiv und etwas zufallig, sich nur gegen Korruption
einzusetzen, wenn die Schweiz doch flr ein viel breiteres Wertespektrum stehe. Er
erwarte, dass der Bundesrat die Schweizer Grundwerte immer zum Ausdruck bringe,
auch ohne dass man dies gesetzlich verabschiede. Der Minderheitsantrag Sommaruga
wurde mit 28 zu 17 Stimmen abgelehnt.

Eine zweite Minderheit Vara (gp, NE) wollte die Finanzierung von Kohle-, Erdél- und
Erdgasprojekten und von Projekten im Zusammenhang mit Stromerzeugung aus fossilen
Energien verbieten lassen. Die Schweiz musse ihr Gewicht und ihren Einfluss nutzen,
um sich flur eine koharente und umfassende Klimapolitik einzusetzen, so die
Minderheitsfuhrerin. Damian Muller argumentierte, dass dadurch auch Darlehen und
die Beratungstatigkeiten von Banken betroffen wéren, was eine Mehrheit der APK-SR
abgelehnt habe. Zudem wdirden samtliche Projekte der Entwicklungsbanken eng
begleitet und evaluiert. So kénnte Bundesrat Parmelin als Schweizer Vertreter in der
Weltbankgruppe entsprechend Einfluss nehmen, wenn die Projekte den Werten der
Schweizer Aussenpolitik zuwiderliefen. Ebenjener Bundesrat warnte in der Folge davor,
dass dieser Minderheitsantrag die Arbeit der Entwicklungsbanken erschweren kénnte.
Schliesslich seien beispielsweise Gaskraftwerke in Léndern mit mangelhafter
elektrischer Infrastruktur durchaus als Ubergangstechnologie geeignet, um
Kohlekraftwerke abzuldsen. Auch dieser Minderheitsantrag wurde mit 28 zu 15 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) verworfen.

Die Kapitalerhdhungen der Weltbankgruppe wurden in der Gesamtabstimmung mit 34
zu 4 Stimmen (bei 7 Enthaltungen), jene der Afrikanischen Entwicklungsbank mit 37 zu 4
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) angenommen. Auch den Bundesbeschluss Uber die
Genehmigung der Anderung des Abkommens (iber die IFC nahm der Standerat mit 37 zu
4 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. ?

Wenige Tage nach der zweiten Sitzung des Sténderats zur Vorlage befasste sich der
Nationalrat mit dessen Kompromiss zu den Kapitalerh6hungen der Weltbankgruppe
und der Afrikanischen Entwicklungsbank. Die vier Verpflichtungskredite waren in
beiden Réaten unumstritten, jedoch hatte der Nationalrat funf Artikel mit
Handlungsrichtlinien erganzt, die vom Stadnderat zwar abgelehnt, im Sinne einer
Kompromissldosung aber grosstenteils in einem neu geschaffenen Artikel 3a
aufgenommen worden waren. Wahrend dieser Artikel 3a auf Antrag der APK-NR
angenommen wurde, setzte sich eine Minderheit Schneider-Schneiter (cvp, BL) daflr
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MOTION
DATUM: 14.06.2022
MARCO ACKERMANN

ein, dem Sténderat auch hinsichtlich der Streichung der Offenlegungspflicht zu folgen
und Artikel 3c zu streichen. Die Minderheit aus Vertreterinnen und Vertretern der
Mitte-, der FDP- und der GLP-Fraktion argumentierte, dass die Publikation im Internet
nicht umsetzbar und die Unterrichtungspflicht des Parlaments bereits anderweitig
geregelt sei. Roland Fischer (glp, LU) zeigte Verstadndnis flir den Wunsch nach mehr
Transparenz und stellte in Aussicht, dass die Aussenpolitischen Kommissionen in der
Differenzbereinigung einen Kompromiss ausarbeiten koénnten. Die Mehrheit des
Nationalrates wollte jedoch an der Offenlegungspflicht festhalten. Franz Gruter (svp,
LU), dessen Fraktion sich von Anfang an gegen die Verflgungskredite eingesetzt hatte,
bezeichnete die Institutionen als «Dunkelkammern» und verlangte eine «Aufsicht Uber
die Aufsicht». Auch die SP setze sich fur die Einhaltung von Transparenz und
Rechenschaft und daher flr Artikel 3c ein, wie Claudia Fried! (sp, SG) verlauten liess.
Bundesrat Parmelin freute sich zwar Uber den konstruktiven Kompromiss zu Artikel 3a,
der keine grosseren Umsetzungsprobleme mit sich brachte. Er verwies jedoch in Bezug
auf den umstrittenen Artikel 3c ebenfalls darauf, dass die Publikation der Schweizer
Positionen im Internet «&usserst problematisch und sehr oft kontraproduktiv» sein
kénne. Um auf internationaler Ebene Kompromisse finden zu kénnen, sei es manchmal
unumganglich, Positionen vertraulich zu behandeln. Auf Nachfrage von Fabian Molina
(sp, ZH) stimmte er aber im Namen des Bundesrats zu, den zustdndigen Kommissionen
gegenuber Rechenschaft abzulegen. Der Nationalrat nahm den Antrag der Mehrheit in
Bezug auf Artikel 3c trotz der bundesratlichen Bedenken mit 118 zu 68 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) an, womit er erneut eine Differenz zum Standerat schuf. °

Um auch noch die letzte Differenz hinsichtlich der Kapitalerh6hungen der
Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank zum Nationalrat zu
bereinigen, befasste sich der Standerat in der Wintersession 2020 zum zweiten Mal mit
diesem Bundesratsgeschaft. Der Nationalrat hatte zwar dem standeratlichen
Kompromiss weitgehend zugestimmt, es war jedoch eine letzte Differenz in Bezug auf
die Offenlegungspflicht auszurdumen. Kommissionssprecher Damian Mdller (fdp, LU)
hielt fest, dass die APK-SR die Differenz ausgiebig beraten habe und zum Schluss
gekommen sei, dass grundsatzlich gar keine solche bestehe. Transparenz und
Rechenschaftspflicht seien Prinzipien, die man erfullen wolle, was auch aus der
Botschaft zur Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2021-2024 hervorgehe.
Jedoch dirfe man dabei den eigenen Handlungsspielraum nicht einschréanken, weshalb
die Kommission einen «eleganten und wirkungsvollen» Weg gefunden habe: Statt das
Abstimmungsverhalten zu verdffentlichen, wie der Nationalrat gefordert hatte, soll der
Bundesrat die Aussenpolitischen Kommissionen periodisch - mindestens einmal pro
Jahr - Uber sein Handeln informieren. Bundesrat Parmelin zeigte sich mit der
gefundenen Losung zufrieden. Diese berucksichtige sowohl die Zwénge der
Stimmrechtsgruppen, denen die Schweiz in den beiden Banken ausgesetzt sei, als auch
die Forderung des Parlaments nach mehr Transparenz. Der Rat nahm dem Vorschlag
der Kommission stillschweigend an. Damit ging das Geschéaft wieder zurlck an den
Nationalrat. *

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Strukturpolitik

Die zustandige WAK-SR teilte im Frihling 2022 die Ansicht von Motionar Stoéckli (sp, BE),
dass es bei vielversprechenden Projekten im Bereich der Nachhaltigkeit und
Digitalisierung im Tourismussektor an langfristigen Finanzierungsmoglichkeiten fehle.
Die derzeit geltende Regelung von Innotour erlaube nur Anschubfinanzierungen und
ermogliche keine ausreichende, langfristige Vernetzung zwischen den vielen - teilweise
kleinen - Akteuren. Die Kommission beantragte das Anliegen zusammen mit einer
Motion  Cottier  (fdp, NE; Mo. 21.3278), welche ein nachhaltiges
Unterstitzungsprogramm fir den Schweizer Tourismus forderte, deshalb zur Annahme.

In der Sommersession 2022 beriet der Stdnderat sodann die beiden Motionen
zusammen. Wahrend er die Motion Cottier, die auch vom Bundesrat unterstitzt worden
war, stillschweigend guthiess, nahm er die Motion Stéckli mit 29 zu 4 Stimmen bei 5
Enthaltungen an. Kommissionssprecher Hans Wicki (fdp, NW) erlduterte erneut den
Standpunkt der Kommission, dass Projekte nur durch eine langfristige Finanzierung
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auch nachhaltig sein koénnten. Bei einer Anschubfinanzierung drohe, dass die
verwendeten Bundesgelder nicht effizient eingesetzt wirden, falls das Projekt aufgrund
fehlender Mittel nicht weitergefuhrt werde. Wirtschaftsminister Guy Parmelin erklarte
hingegen, dass es nicht Aufgabe des Bundes sei, touristische Infrastrukturen auf die
lange Frist zu finanzieren. Er sah den Aspekt der Nachhaltigkeit darin, dass auch die
Akteure selber zum Erfolg beitragen mussten. Wenn ein Projektstart erfolgreich
verlaufe, kdnne zudem im Rahmen von Innotour eine Unterstltzung fir ein darauf
aufbauendes Projekt beantragt werden. Eine langfristige Finanzierung wirde des
Weiteren dazu fuhren, dass nur einige wenige Projekte durchgefuhrt werden kénnten
und viele andere Projekte das Nachsehen héatten, argumentierte Parmelin weiter.
Diesem Votum folgend und somit gegen die Ausschittung neuer Subventionen im
Tourismusbereich stimmten schliesslich nur die drei SVP-Stéanderate Hansjorg Knecht
(AG), Werner Salzmann (BE) und Jakob Stark (TG) sowie der Parteilose Thomas Minder
(SH) gegen die Motion. Der Vorstoss ging damit an den Nationalrat. ®

Mit Stichentscheid ihres Prasidenten Leo Miller (mitte, LU) beantragte eine knappe
Mehrheit der WAK-NR ihrem Rat, die Motion Stéckli (sp, BE) zur Schaffung von
langfristigen Finanzierungsmoglichkeiten fiir Tourismusprojekte im Bereich der
Nachhaltigkeit und Digitalisierung anzunehmen. Wie Kommissionssprecher Markus
Ritter (mitte, SG) in der Herbstsession 2022 erlduterte, sei es sinnvoll, Projekte nicht
nur durch eine Anschubfinanzierung, sondern auf einer langerfristigen Basis zu
unterstitzen. Zudem konne das vorliegende Anliegen zusammen mit dem vom
Bundesrat vorgeschlagenen Innovationsprogramm umgesetzt werden, ohne dass
zusatzliche Kosten entstiinden. Das vom Bundesrat vorgebrachte Argument, dass die
Unterstlitzung bereits durch das bestehende Instrument der neuen Regionalpolitik
vorhanden sei, sei nur teilweise stichhaltig, da der Verwaltungsaufwand fur derartige
Antrage viel héher sei.

Eine Minderheit Burgherr (svp, AG) wollte keine langfristigen
Unterstitzungsmassnahmen fur den Tourismus beschliessen und bei den bestehenden
Instrumenten zur Anschubfinanzierung bleiben. Der Minderheitensprecher verwies
zudem darauf, dass andere Branchen die digitale Transformation ohne staatliche
Unterstlitzung durchlaufen wirden und der Tourismussektor diesbezlglich bereits
bevorzugt werde. Auch Wirtschaftsminister Guy Parmelin warnte, dass es nicht die
Aufgabe des Staates sein dirfe, Tourismusinfrastrukturen langfristig zu finanzieren. Der
Nationalrat Uberwies die Motion jedoch mit 94 zu 88 Stimmen bei 5 Enthaltungen an
den Bundesrat. Fir Annahme der Motion stimmten die Fraktionen der SP, der Mitte, der
Grinen sowie einzelne Vertreterinnen und Vertreter der FDP.Liberalen- und der SVP-
Fraktion. Der Ansicht des Bundesrates folgten die geschlossen stimmende GLP-Fraktion
sowie die grossen Mehrheiten der SVP- und der FDP-Fraktion. ¢

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Grundschulen

Marco Romano (mitte, Tl) reichte im Frihling 2019 ein Postulat ein, in dem er einen
Bericht iliber die Umwelterziehung forderte. In diesem Bericht soll der Bundesrat
festhalten, «wie ein nationaler Aktionsplan zur Bildung in nachhaltiger Entwicklung
(BNE) in der obligatorischen Schule geférdert werden kénnte». Romano war der
Ansicht, dass es in der aktuellen Situation - wohl auf den Klimawandel anspielend -
angebracht sei, neue Massnahmen zur BNE zu prifen und damit eine Debatte Uber
dieses Thema zu erdéffnen. Das Mittel des Aktionsplans habe sich schon in anderen
Bereichen bewéhrt, nun sei es an der Zeit, dass ein solcher Plan fur die Bereiche
Umweltschutz und Ressourcennutzung in der obligatorischen Schulbildung erarbeitet
werde.

Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats, da die nachhaltige Entwicklung
bereits grundlegend in die Lehrpléne der drei Sprachregionen integriert sei. Den
Lehrpersonen stinden zahlreiche Lehrmittel des nationalen Kompetenz- und
Dienstleistungszentrums fir BNE «Education 21» zur Verflgung. Diese Institution
erstatte zudem regelmassig Bericht Uber die erbrachten Dienstleistungen und zeige auf,
welche Trends zu beachten seien. Vor diesem Hintergrund sei ein neuer Bericht nicht
angebracht.

Der Nationalrat beschéftigte sich in der Sommersession 2021 mit dem Postulat.
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Nachdem Nationalrat Romano und Bildungsminister Parmelin ihre Argumente noch
einmal vorgebracht hatten, schritt die grosse Kammer zur Abstimmung und nahm das
Postulat mit 111 zu 81 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. Die SVP- und die FDP.Liberalen-
Fraktion stimmten geschlossen gegen den Vorstoss. Grine, SP, GLP sowie fast die ganze
Mitte-Fraktion votierten fiir die Annahme des Postulats.

Forschung

Nationalratin Martina Munz (sp, SH) beabsichtigte mit einer im Juni 2019 eingereichten
Motion, den ETH-Bereich zu einem international fiihrenden Nachhaltigkeitsnetzwerk
zu entwickeln, dies sowohl in Lehre und Forschung als auch im operativen Bereich.
Munz war der Ansicht, dass die Institutionen der ETH noch mehr leisten mussten, um
sich zu einem «international herausragenden Netzwerk» mit Best-Practice-
Anwendungen zu mausern. Der Campus Honggerberg in Zurich wirde sich
beispielsweise besonders eignen, um in den Bereichen Wohnen, Arbeiten, Konsumation
und Beschaffung vorbildliche, nachhaltige Lésungen zu entwickeln, argumentierte die
Motionarin.

Der Bundesrat zeigte viel Verstandnis fur das Anliegen der Sozialdemokratin, beantragte
aber dennoch die Ablehnung der Motion, da der ETH-Bereich bereits heute grosse
Anstrengungen bei der Erforschung und der Umsetzung nachhaltiger Losungen
erbringe. Gute Beispiele seien etwa das PSI, welches wichtige Impulse fur den
nachhaltigen Wandel des Schweizer Energiesystems liefere, oder auch der ETH-
Mensabereich, der konsequent von Einweg- auf Mehrwegverpackungen umgestellt
worden sei.

Der Nationalrat beschéftigte sich in der Sommersession 2021 mit dem Vorstoss. In
diesem Rahmen bekréftigte Martina Munz ihre Haltung, dass der ETH-Bereich noch
nachhaltiger werden musse; das erklarte Ziel von 50 Prozent weniger
Treibhausgasemissionen bis 2030 gegenuber dem Jahr 2006 sei zu wenig ambitioniert.
Nachdem Bildungsminister ~Guy Parmelin noch einmal die Haltung des
Gesamtbundesrates dargelegt hatte, kam der Vorstoss zur Abstimmung. Die grosse
Kammer sprach sich mit 105 zu 85 Stimmen (bei vier Enthaltungen) fir die Annahme der
Motion aus. Die ablehnenden Stimmen stammten von der geschlossen stimmenden
SVP-Fraktion, von einer grossen Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion sowie von einigen
Mitgliedern der Mitte-Fraktion. ®

Die Forderung von Martina Munz (sp, SH), den ETH-Bereich zu einem international
fiihrenden Nachhaltigkeitsnetzwerk zu entwickeln, stand in der Wintersession 2021
auf der Traktandenliste des Sténderates. Die kleine Kammer entschied sich fur die
Ablehnung der entsprechenden Motion, nachdem WBK-SR-Sprecher Jakob Stark (svp,
TG) und Bildungsminister Parmelin dargelegt hatten, dass das Anliegen der Motion
bereits erflllt sei. So sei die ETH bezuglich der nachhaltigen Entwicklung einerseits
bereits musterglltig unterwegs und andererseits habe der Bundesrat im Rahmen seiner
Kompetenzen den Aspekt der Nachhaltigkeit bereits an verschiedenen Stellen in die
strategischen Ziele flir den ETH-Bereich fiir die Periode 2021-2024 aufgenommen. ?
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